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18. Änderung des Flächennutzungsplanes  der Gemeinde Anröchte 
Gewerbeflächenerweiterung Anröchte-Nord 

 
Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),  
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316). 
 
Übersichtsplan      Anröchte Nord 

 
 
 
Die öffentliche Auslegung des Entwurfes der 18. Änderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Anröchte -Gewerbeflächenerweiterung Anröchte-Nord- einschl. Begründung wird durchge-
führt. 
 
Die Gemeinde Anröchte plant eine Erweiterung der gewerblichen Bauflächen im Norden von An-
röchte und gleichzeitig die Umwandlung einer innerhalb eines genehmigten Abgrabungsgebietes 
liegende Flächen in eine Abgrabungsfläche. Diese betroffene Fläche ist zurzeit im gültigen Flä-
chennutzungsplan der Gemeinde Anröchte noch als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Das 
Plangebiet hat eine Größe von ca. 5,0 ha und befindet sich östlich  
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der L 734 Lippstädter Straße und unmittelbar südlich des Angstfeldweges. Das Plangebiet beinhal-
tet die Grundstücke Gemarkung Anröchte Flur 8 Flurstücke 125, 76, 87 und 127 teilweise. 
 
Die genaue Lage ist dem Übersichtsplan zu entnehmen. 
 
Der Entwurf der 18. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Anröchte „Gewerbeflä-
chenerweiterung Anröchte-Nord“ liegt einschl. Begründung sowie der umweltbezogenen Stellung-
nahmen (Kreis Soest: Untere Landschaftsbehörde und Abfallwirtschaft/Bodenschutz sowie Geolo-
gischer Dienst NRW) aus der durchgeführten frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 
BauGB in der Zeit von 
 

Montag, den 22. September 2008 bis Freitag, den 24. Oktober 2008 
 

während der Dienststunden im neuen Rathaus der Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 74, Zimmer 
26, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Das Rathaus ist geöffnet von montags bis freitags von 
8.30 Uhr bis 12.00 Uhr, montags bis mittwochs von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags bis 
18.00 Uhr. 
 
Die Planunterlagen können zudem auch den Internetseiten der Gemeinde Anröchte, unter der 
Rubrik „Wohnen und Leben“, „Baugebiete“, eingesehen werden. Die Internetadresse lautet: 
www.anroechte.de. 
 
Hinweise: 
 
Während des Auslegungszeitraumes können Anregungen zu den Planungsabsichten vorge-
tragen werden.  
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bleiben im weiteren Verfahren unberück-
sichtigt.  
Ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend ge-
macht werden können. 
 
Für die Flächennutzungsplanänderung ist keine Umweltprüfung durchzuführen. 

 
 

Anröchte, 05. September 2008 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 

http://www.anroechte.de/
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Bebauungsplan Nr. 2 „Altenmellrich“, 2. Änderung, Teilaufhebung 
 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 Baugesetz- 
buch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),  
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) 
 
 
Übersichtsplan: 
 
 

 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Anröchte hat in seiner Sitzung am 02.09.2008 die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 2 „Altenmellrich“ zwecks Teilaufhebung gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung be-
schlossen. Die Begründung ist ebenfalls beschlossen worden.  
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Es handelt sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB, der im be-
schleunigten Verfahren und ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB auf-
gestellt worden ist. 
 
Ziel des Änderungsverfahrens ist es, die Häuserreihe an der Straße Sotberg 2 bis 8 aus dem 
räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 herauszunehmen und dem Innenbereich 
von Altenmellrich zurückzuführen. Die Planung dient der Wiedernutzbarmachung bebauter Flä-
chen und der Innenentwicklung von Altenmellrich. Der Änderungsbereich hat eine Größe von 
1.650 qm und beinhaltet die Grundstücke Gemarkung Altenmellrich Flur 4 Flurstücke 1, 2, 4, 123, 
199 und teilweise die Flurstücke 113 (Gehweg) und 114 sowie Flur 6 Flurstück 376.  
Die genaue Lage ist dem Übersichtsplan zu entnehmen.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Verbindung mit § 7 Abs. 4 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit gültigen Fassung wird der Bebauungsplan Nr. 2 „Altenmellrich“ 
zwecks Teilaufhebung mit der dazugehörigen Begründung am Tage der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Gemeinde Anröchte rechtsverbindlich. 
 
Der Bebauungsplan und seine Begründung werden gem. § 10 Abs. 3 BauGB ab diesem Zeitpunkt 
im Rathaus in Anröchte, Hauptstraße 74, Zimmer 26 und 29, während der Öffnungszeiten zu je-
dermanns Einsicht bereit gehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.  
 
Hinweise: 
 
 Gemäß § 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB werden unbeachtlich 
 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten  

     Verfahrens- und Formvorschriften,  
 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 

     das Verhältnis des Bebauungsplanes/Satzung und  
 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Satzung (Bebauungsplan Nr. 2 
„Altenmellrich“) schriftlich gegenüber der Gemeinde Anröchte unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die Entschädigung 
von Vermögensnachteilen, die durch die Bebauungsplanänderung eintreten sowie über die Fällig-
keit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
Es wird darauf verwiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 GO eine Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
 eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren  

       wurde nicht durchgeführt, 
 die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

       nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
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 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Anröchte vorher gerügt und 

 dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel  er-
gibt. 
 
 
Anröchte, 05.September 2008 
 
Gemeinde Anröchte 
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 

Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der Gemeinde Anröchte 

im Jahr 2009 
 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung – KWahlO – vom 31. August 1993 (GV.NRW.S. 592, 
967), zuletzt geändert durch Verordnung vom 03. März 2008 (GV.NRW.S. 222) – SGV. NRW. 
1112 –, fordere ich zur Einreichung von Wahlvorschlägen auf.  
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu verwenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde 
Anröchte, Wahlamt, Altes Rathaus, Zimmer 1, Hauptstraße 72, 59609 Anröchte, während der 
Dienststunden montags bis freitags von 8.30 Uhr – 12.00 Uhr, montags bis mittwochs von 14.00 
Uhr – 16.00 Uhr sowie donnerstags von 14.00 Uhr – 18.00 Uhr kostenlos abgegeben werden. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie der §§ 46b und 46d Abs. 1 bis 3 des Kommunal-
wahlgesetzes – KWahlG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV.NRW.S. 
454, ber. S. 509 und 1999 S. 70), zuletzt geändert durch das Gesetz über die Zusammenlegung 
der allgemeinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen (KWahlZG) vom 24. Juni 2008 
(GV.NRW.S. 514) – SGV. NRW. 1112 – und der §§ 25, 26 und 31 sowie §§ 75a und 75b KWahlO 
weise ich hin. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 

Parteien), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von einzelnen Wahlbe-
rechtigten (Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen), von diesen allerdings keine Reserveliste, 
eingereicht werden. 

 
1.2 Als Bewerber/Bewerberin einer Partei oder einer Wählergruppe kann in einem Wahlvorschlag 

nur benannt werden, wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im Wahlgebiet hier-
zu gewählt worden ist. Kommt eine derartige Versammlung nicht zustande, so kann die Partei  
oder Wählergruppe ihre Bewerber/Bewerberinnen in einer Versammlung von Wahlberechti-
gen aufstellen lassen.  

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbür-
ger/Unionsbürgerinnen), die in Deutschland wohnen, sind unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie Deutsche wählbar.  
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Die Bewerber/Bewerberinnen und die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlun-
gen sind in geheimer Wahl zu wählen. Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihenfol-
ge der Bewerber/Bewerberinnen auf der Reserveliste und für die Bestimmung eines Bewer-
bers/einer Bewerberin als Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen anderen Bewerber/eine 
andere Bewerberin. Stimmberechtigt ist nur, wer am Tage des Zusammentritts der Versamm-
lung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.   
 
Als Vertreter/Vertreterin für eine Vertreterversammlung kann nur gewählt werden, wer am Ta-
ge des Zusammentritts der zur Wahl der Vertreter/Vertreterinnen einberufenen Versammlung 
im Wahlgebiet wahlberechtigt ist.  
Die Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung und die Bewerber/Bewerberinnen 
sind innerhalb der letzten 15 Monate vor Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber/Bewerberin 
für die Wahlbezirke frühestens nach der öffentlichen Bekanntgabe der Einteilung des Wahl-
gebietes in Wahlbezirke zu wählen.  
 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den 
Beschluss einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung Einspruch erheben. Auf einen sol-
chen Einspruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Ergebnis ist endgültig.  
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter/Vertreterinnen für die Vertreterversammlung, über 
die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie 
über das Verfahren für die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin regeln die Parteien und Wäh-
lergruppen durch ihre Satzungen. 
 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerber/der Bewerberinnen mit An-
gaben über Ort und Zeit der Versammlung, Form der Einladung, Zahl der erschienenen Mit-
glieder, Vertreter/Vertreterinnen oder Wahlberechtigte/n und Ergebnis der Abstimmung ist mit 
dem Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Leiter/die Leiterin der Versammlung und 
zwei von dieser bestimmte Teilnehmer/Teilnehmerinnen gegenüber dem Wahlleiter an Eides 
statt zu versichern, dass die Wahl des Bewerbers/der Bewerberin für das Amt des Bürger-
meisters/der Bürgermeisterin und der Bewerber/Bewerberinnen für die Vertretung in geheimer 
Abstimmung erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die Versicherung an Eides statt 
auch darauf zu erstrecken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Bewer-
ber/Bewerberinnen und die Bestimmung der Ersatzbewerber/Ersatzbewerberinnen in gehei-
mer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibringung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages.   
 

1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt der Wahlausschreibung laufenden Wahl-
periode nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertretung, in der Vertretung des zustän-
digen Kreises, im Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlags aus dem Land im Bundestag 
vertreten, so kann sie einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, dass sie ei-
nen nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein 
Programm hat; dies gilt nicht für auf Landesebene organisierte Parteien, die die Unterlagen 
gemäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Parteiengesetzes bis zum Tage der Wahl-
ausschreibung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter eingereicht haben.  

 
Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG 
dem Bundeswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und wo und bis zu welchem Zeit-
punkt Anträge auf Bestätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von Satzung und Pro-
gramm von Parteien und Wählergruppen eingereicht werden können, wird das Innenministe-
rium öffentlich bekannt machen. 
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2. Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters 
 
2.1 Wahlvorschläge für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin können auch von Par-

teien und Wählergruppen gemeinsam eingereicht werden. In diesem Fall ist der Bewer-
ber/die Bewerberin entweder in einer gemeinsamen Versammlung oder in getrennten Ver-
sammlungen der beteiligten Wahlvorschlagsträger zu wählen. Die Träger des gemeinsamen 
Wahlvorschlags dürfen keinen anderen als den gemeinsamen Bewerber/die gemeinsame 
Bewerberin wählen und zur Wahl vorschlagen. 

 Der Wahlvorschlag für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin soll nach dem Mus-
ter der Anlage 11d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten:  

 
 - Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahl-

vorschlag einreicht; andere Wahlvorschläge können durch ein Kennwort des Wahlvor-
schlagsträgers gekennzeichnet werden; 

 
 - Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwoh-

nung) sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin.  
 

Der Walvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson enthalten.  
 

2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Gemeinsame Wahlvor-
schläge müssen von den jeweiligen für das Gemeindegebiet zuständigen Leitungen aller be-
teiligten Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Bei anderen Wahlvorschlägen muss der 
Unterzeichner/die Unterzeichnerin des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wahlberechtigt sein. 

 
Wer für das Amt des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin wählbar ist, kann sich selbst vor-
schlagen. 

 
2.3 Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außer-

dem von mindestens 160 Wahlberechtigten der Gemeinde persönlich und handschrift-
lich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die ordnungsge-
mäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechtigung bis zum Ablauf der 
Einreichungsfirst ist Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, 
es sei denn, der Nachweis kann infolge von Umständen, die der Wahlvorschlagsträger 
nicht zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  
Unterstützungsunterschriften für gemeinsame Wahlvorschläge sind nur beizubringen, wenn 
alle beteiligten Wahlvorschlagsträger unter die in Nr. 1.3 genannten Parteien und Wähler-
gruppen fallen. 
 

2.4 Muss ein Wahlvorschlag von mindestens 160 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind 
die Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14c zur KWahlO zu erbringen. 
Dabei ist folgendes zu beachten:  

 
 - Die Formblätter werden auf Anforderung vom Wahlleiter kostenfrei geliefert. Bei der Anfor-

derung sind die Bezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag einrei-
chen will, bei Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen das Kennwort, sowie Familienname, 
Vornamen und Wohnort des/der vorzuschlagenden Bewerbers/Bewerberin anzugeben. Der 
Wahlleiter hat diese Angaben im Kopf der Formblätter zu vermerken. 

 
 

- Die Wahlberechtigten, die einen Wahlvorschlag unterstützen, müssen dies auf dem Form-
blatt persönlich und handschriftlich unterschreiben; neben der Unterschrift sind Familien-
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name, Vornamen, Geburtsdatum, Anschrift (Hauptwohnung) des Unterzeichners/der Unter-
zeichnerin anzugeben. 

 
- Für jeden Unterzeichner/jede Unterzeichnerin ist auf dem Formblatt oder gesondert eine 

Bescheinigung seiner/ihrer Gemeinde nach dem Muster der Anlage 15 zur KWahlO beizu-
fügen, dass er/sie im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
- Ein Wahlberechtigter/Eine Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen; 

hat jemand mehrere Wahlvorschläge unterzeichnet, so ist seine/ihre Unterschrift auf allen 
Wahlvorschlägen ungültig; die gleichzeitige Unterzeichnung eines Wahlvorschlags für ei-
nen Wahlbezirk und einer Reserveliste bleibt unberührt.  

 
 Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig, 
 wenn dieser/diese in der Gemeinde wahlberechtigt ist.   
 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 
 - Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 
  12c zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der 
  Anlage 11d zur KWahlO abgegeben werden. Dabei hat der Bewerber/die Bewerberin zur 
  versichern, dass er/sie für keine andere Wahl zum Bürgermeister/zur Bürgermeisterin oder 
  zum Landrat/ zur Landrätin kandidiert. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungs-
  erklärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe 
  eines gültigen Wahlvorschlages.  
 

 - Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13b zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11d zur 
KWahlO abgegeben werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 

über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers/der 
Bewerberin (Anlage 9c zur KWahlO) mit der nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen 
Versicherung an Eides statt (Anlage 10c zur KWahlO).  

 
3. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk  
 
3.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 

eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen können durch 
ein Kennwort gekennzeichnet werden; 

  
- Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 

sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers/der Bewerberin; bei Beamten und Arbeitneh-
mern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäftigungsbe-
hörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson enthalten. 

 
 

3.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss von der für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 KWahlG). Bei anderen Wahlvor-
schlägen muss mindestens ein Unterzeichner/eine Unterzeichnerin seine/ihre Unterschrift 
auf dem Wahlvorschlag selbst leisten. 



 
Amtsblatt der Gemeinde Anröchte 
 
Nr. 4 13. Jahrgang Seite 39  
 
3.3. Wahlvorschläge der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen ferner 

von mindestens 5 Wahlberechtigten des Wahlbezirks, für den der Kandidat/die Kandidatin 
aufgestellt ist, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; dies gilt auch für Wahl-
vorschläge von Einzelbewerbern/Einzelbewerberinnen. Die Wahlberechtigung ist nachzu-
weisen. Die ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nachweis der Wahlberechti-
gung der Unterzeichner/Unterzeichnerinnen bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es sei denn, der 
Nachweis kann infolge von Umständen, die der/die Wahlvorschlagsberechtigte nicht 
zu vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
3.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von mindestens 5 Wahlberechtigten des 

Wahlbezirks unterzeichnet sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen. Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, 
dass der Unterzeichner/die Unterzeichnerin im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die Unter-
zeichnung des Wahlvorschlags durch den Bewerber/die Bewerberin ist zulässig.  

 
3.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

Die Zustimmungserklärung des Bewerbers/der Bewerberin nach dem Muster der Anlage 12a 
zur KWahlO; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 
11a zur KWahlO abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Abgabe der Zustimmungser-
klärung bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die Abgabe eines 
gültigen Wahlvorschlags.  
 
Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem Muster der Anlage 13 zur KWahlO; die Beschei-
nigung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO er-
teilt werden.  
 
Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wählergruppen eine Ausfertigung der Niederschrift 
über die Versammlung der Partei oder Wählergruppe zur Aufstellung der Bewer-
ber/Bewerberinnen mit den nach § 17 Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherungen an 
Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es nicht, soweit eine Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherungen an Eides statt einem anderen Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt ist 
(siehe auch Nr. 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 
 
Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach § 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Angestelltenverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur Be-
hebung von Zweifeln für erforderlich hält.  
 

 
4.  Wahlvorschläge für die Reserveliste  
 
4.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber/Bewerberinnen benannt werden, die für eine 

Partei oder Wählergruppe auftreten. Die Reserveliste muss von der für das Wahlgebiet zu-
ständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
 
 
 
4.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie 

muss enthalten: 
 

- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die die Reserveliste einreicht;  
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- Familienname, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber/Bewerberinnen in erkennbarer Reihenfolge; bei Beamten und Ar-
beitnehmern nach § 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der Dienstherr und die Beschäfti-
gungsbehörde oder die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt bei der sie angestellt sind, an-
zugeben. 

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschriften der Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson enthalten. 
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass ein Bewerber/eine Bewerberin, unbe-
schadet der Reihenfolge im übrigen, Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin für einen/eine im 
Wahlbezirk oder für einen/eine auf einer Reserveliste aufgestellten Bewerber/Bewerberin 
sein soll. 
 

4.3 Soll ein Bewerber/eine Bewerberin auf der Reserveliste Ersatzbewerber/Ersatzbewerberin 
für einen im Wahlbezirk oder für einen/eine auf der Reserveliste aufgestellten anderen Be-
werber/aufgestellte andere Bewerberin sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reserveliste 
ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des/der zu ersetzenden Bewerbers/Bewerberin;  
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der Reserveliste, in dem oder unter der der/die 
 zu ersetzende Bewerber/Bewerberin aufgestellt ist.  

 
4.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien und Wählergruppen müssen außerdem 

von mindestens 9 Wahlberechtigten persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein.  
 
4.5 Muss die Reserveliste von mindestens 9 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, so sind die 

Unterschriften auf amtlichen Formblättern nach dem Muster der Anlage 14b zur KWahlO zu 
erbringen; bei Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung der Partei oder Wählergrup-
pe anzugeben. Für die Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zustimmungserklärung 
der Bewerber/Bewerberinnen ist auf der Reserveliste nach dem Muster der Anlage 11b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber/Bewerberinnen gleichzeitig für einen Wahlbe-
zirk aufgestellt sind und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin und der Vertretung der 
Gemeinde Anröchte sind spätestens bis zum 48. Tag vor der Wahl (Ausschlussfrist) beim 
Wahlleiter der Gemeinde Anröchte, Altes Rathaus, Zimmer 1, Hauptstraße 72, 59609 Anröchte, 
einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig vor diesem Termin einzureichen, damit 
etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher noch behoben werden 
können.  
 
Auf die öffentliche Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahlbezirke im Amtsblatt der Ge-
meinde Anröchte, 13. Jahrgang, Nr. 3, vom 06. Juni 2008, wird hingewiesen.  
 
 
 
Das Wahlgebiet der Gemeinde Anröchte umfasst 16 Wahlbezirke.  
 
 
Anröchte, 02. September 2008 
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Gemeinde Anröchte 
Der Wahlleiter  
 
gez. Holtkötter 
Bürgermeister 
 
 
 

Einziehung des Grundstücks Gemarkung Anröchte, Flur 6, Flurstück 76, teilweise 
 
Das Grundstück Gemarkung Anröchte, Flur 6, Flurstück 76, in einer Größe von ca. 2055  qm, 
wird teilweise für den öffentlichen Verkehr nicht mehr benötigt und soll daher eingezogen und 
veräußert werden.  
 
Dieses Vorhaben der Einziehung wird gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 
(GV.NRW. S. 1028/SGV NRW S. 91, berichtigt in GV. NRW 1996 S. 81), in der zurzeit geltenden 
Fassung bekannt gegeben. Einwendungen gegen dieses Vorhaben können innerhalb von 3 Mona-
ten, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet, schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift bei 
der Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 72 – 74, 59609 Anröchte, erklärt werden, wo auch der Plan 
eingesehen werden kann, aus dem die Teilfläche des Grundstücks ersichtlich ist. 
 
 
Anröchte, 05. September 2008 
 
Gemeinde Anröchte 
als Träger der Straßenbaulast 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister  
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Einziehung des Grundstücks Gemarkung Anröchte, Flur 12, Flurstück 156 
 
Das Grundstück Gemarkung Anröchte Flur 12, Flurstück 156 in einer Größe von 622 qm wird für 
den öffentlichen Verkehr nicht mehr benötigt und soll daher eingezogen und veräußert werden.  
 
Dieses Vorhaben der Einziehung wird gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 
(GV.NRW. S. 1028/SGV NRW S. 91, berichtigt in GV. NRW 1996 S. 81), in der zurzeit geltenden 
Fassung bekannt gegeben. Einwendungen gegen dieses Vorhaben können innerhalb von 3 Mona-
ten, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet, schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift bei 
der Gemeinde Anröchte, Hauptstraße 72 – 74, 59609 Anröchte, erklärt werden, wo auch der Plan 
eingesehen werden kann, aus dem die Fläche des Grundstücks ersichtlich ist. 
 
 
Anröchte, 05. September 2008 
 
Gemeinde Anröchte 
als Träger der Straßenbaulast 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister  
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Firma Portlandzementwerk Wittekind, Hüchtchenweg 1, 59597 Erwitte: 
Offenlegung des Planfeststellungsbeschlusses und der Umweltverträglichkeitsprüfung zur 

Erweiterung eines Steinbruchs 
 
Der Landrat des Kreises Soest hat den Plan zur Erweiterung und Vertiefung eines Steinbruchs zur 
Kalksteingewinnung in der Gemarkung Erwitte, Flur 13, Flurstücke 22, 23, 25, 26, 30, 32-35, 38-
40, 45, 49, 62, 63, 84, 87, 88, 102, 136, 141-144, in der Gemarkung Anröchte, Flur 8, Flurstücke 
22, 27,140-142, 144, 146, 148 und in der Gemarkung Berge, Flur 1, Flurstücke 11, 49, 51, 55, 63, 
65, zugunsten der Firma Portlandzementwerk Wittekind, Hüchtchenweg 1, 59597 Erwitte, festge-
stellt. 
Der Planfeststellungsbeschluss einschließlich der Umweltverträglichkeitsprüfung liegt in der Zeit  
 
vom 15.09.2008 bis  29.09.2008 (einschließlich) 
 
bei der Gemeindeverwaltung Anröchte, Hauptstr. 72 - 74, 59609 Anröchte, Zimmer 29 während 
der Dienststunden von 
 
Montag – Mittwoch  von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr; 
Donnerstag   von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18.00 Uhr; 
Freitag   von 8:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegenüber den Betroffenen als zugestellt. 
 
Anröchte, 05. September 2008 
 
Gemeinde Anröchte 
 
 
gez. Holtkötter  
Bürgermeister  
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